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42.

Gesetz vom 24. Jänner 1995, mit dem
das Steiermärkische Baumschutzgesetz 1989
                           geändert wird

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen:

Das Gesetz vom 7. November 1989 zum Schutze des 
Baumbestandes in der Steiermark (Steiermärkisches 
Baumschutzgesetz 1990), LGBl. Nr. 18, wird wie folgt 
geändert:

Artikel I

1. § 2 Abs. 2 lit. b hat zu lauten:
„b) die schriftliche Anzeigepflicht für die unter § 3 

Abs. 2 angeführten Maßnahmen vor ihrer Durch-
führung an die Behörde. Diese Anzeige hat 
jedenfalls Angaben über die betroffenen Bäume 
und deren Standort sowie eine Zustimmungser-
klärung des Grundeigentümers (der Mehrheit 
der Mit eigentümer), wenn der Anzeigenwerber 
nicht selbst Eigentümer oder nur Miteigentümer 
ist, zu enthalten. Angezeigte Maßnahmen gelten 
als  genehmigt, wenn eine schriftliche Entschei-
dung der Behörde nicht binnen einer Frist von 
acht  Wochen ab Einlangen der Anzeige bei der 
Behörde erfolgt. Die Frist von acht Wochen wird, 
wenn die vorgelegten Unterlagen unvollständig 
sind und die Behörde einen Verbesserungsauf-
trag erteilt hat, bis zur Vorlage vollständiger Unter-
lagen unterbrochen. Können die Entscheidung 
oder der Verbesserungsauftrag wegen unbekann-
ter Anzeigewerber bzw. unbekannter Adresse die-
ser nicht zugestellt werden, so gilt die an gezeigte 
Maßnahme auch bei Fristablauf nicht als geneh-
migt; hierüber hat die Behörde am Ort der geplan-
ten Maßnahmen eine Verständigung zu hinterlas-
sen.“

2. Im § 2 Abs. 2 entfallen die lit. c sowie d.

3. Im § 2 entfallen die Abs. 3 sowie 4.

4. § 2 a hat zu lauten:

„§ 2 a

Ersatzpflanzung

(1) Die Gemeinde hat im Bescheid, mit dem sie 
eine anzeigepflichtige Maßnahme bewilligt, zur 
Sicher stellung der in § 1 Abs. 1 genannten Ziele die 
 Vornahme von Ersatzpflanzungen vorzuschreiben. Die 
Ersatzpflanzung obliegt dem Grundeigentümer bzw. 
den Miteigentümern und ist auf denselben Grundstük-
ken, auf denen sich die entfernten Bäume be funden 
haben, vorzunehmen. Im Bescheid sind das Ausmaß 
und der Zeitpunkt der Ersatzpflanzung festzulegen.

(2) Eine Ersatzpflanzung gilt dann als erfüllt, wenn 
nach Ablauf von drei Jahren ab deren Vornahme am 
Ersatzpflanzungsgut keine Anzeichen von den Wei-
terbestand gefährdenden Schädigungen auftreten. Ist 
dies nicht der Fall, ist eine nochmalige Ersatz pflanzung 
vorzuschreiben.

(3) Kann die Verpflichtung zur Ersatzpflanzung 
nicht oder nicht zur Gänze erfüllt werden, so ist dies 
im Bescheid festzuhalten. Für die nicht erfüllbare 
Ersatzpflanzungsverpflichtung ist dem Grundeigen-
tümer (den Grundeigentümern) jener Grundstücke, 
auf denen die Ersatzpflanzung vorzunehmen wäre, im 
 Bewilligungsbescheid die Leistung einer Ausgleichs-
zahlung vorzuschreiben. Hiebei sind wirtschaftliche 
Härtefälle zu berücksichtigen.

(4) Die Ausgleichsabgabe errechnet sich auf der 
Basis der durchschnittlichen Anschaffungskosten 
für ein herkömmliches Gehölz, vermehrt um die 
An pflanzungskosten, multipliziert mit dem Umfang 
der von der Behörde für erforderlich erachteten Ersatz-
pflanzung.

(5) Die Vorschreibung einer Ersatzpflanzung oder 
einer Ausgleichsabgabe hat auch dann zu erfolgen, 
wenn eine gemäß § 3 anzeigepflichtige Maßnahme 
ohne Anzeige oder vor Entscheidung durch die 
Behörde durchgeführt wird und der Grundeigentü-
mer (die Grundeigentümer) die Maßnahme gedul-
det hat (haben) oder zumindest von ihr wissen mußte 
 (mußten).

(6) Die Vorschreibung einer Ersatzpflanzung sowie 
einer Ausgleichsabgabe ist unzulässig, wenn der 
Grundeigentümer bzw. die Grundeigentümer eine 
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 bereits vorgenommene Pflanzung oder das Auf kommen 
eines natürlichen Baumbestandes nachweist (nachwei-
sen), sofern dies nicht länger als fünf Jahre zurückliegt 
und damit den Zielsetzungen dieses  Gesetzes entspro-
chen wird. Wird durch die vorge nommene Pflanzung 
oder das Aufkommen eines natürlichen Baumbestan-
des den Zielsetzungen dieses Gesetzes nur teilweise 
entsprochen, so ist dies für die Vorschreibung einer 
Ersatzpflanzung oder einer Ausgleichsabgabe anzu-
rechnen.“

5. § 3 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Die Erhaltungspflicht gemäß Abs. 1 gilt nicht 
bei unaufschiebbaren Maßnahmen, die

a) zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr 
für das Leben oder die Gesundheit von Menschen 
erforderlich oder

b) zur Sicherung oder Erhaltung von Objekten oder 
des geschützten Baumbestandes unerläßlich sind.

Solche Maßnahmen sind in den Fällen der lit. a  sofort, 
in den Fällen der lit. b spätestens binnen 24 Stunden 
nach ihrer Durchführung schriftlich der Behörde anzu-
zeigen.“

6. Nach der Bestimmung des § 3 ist ein § 3 a neu 
 einzufügen:

„§ 3 a

Zutritts- und Auskunftsrecht

(1) Die Organe der Gemeinde sind berechtigt, zur 
Erfüllung der ihnen nach diesem Gesetz zukommen-
den Aufgaben Liegenschaften zu betreten und die 
 erforderlichen Auskünfte zu verlangen.

(2) Grundeigentümer (Bauberechtigte), Bestandneh-
mer oder sonst Verfügungsberechtigte sind  gegen über 
den Organen der Gemeinde verpflichtet, den  Zutritt zu 
gestatten und Auskünfte zu erteilen.“

7. Nach der Bestimmung des § 3 a ist ein § 3 b neu 
einzufügen:

„§ 3 b

Zwangs- und einstweilige Sicherungsmaßnahmen

(1) In jenen Fällen, in denen der heimischen Arten-
vielfalt, dem örtlichen Kleinklima, der gesunden 
 Wohn  umwelt für die Bevölkerung oder dem typischen 
Orts- oder Landschaftsbild der Gemeinde ein nicht 
wiedergutzumachender Schaden unmittelbar droht, 
kann die Gemeinde gegenüber dem Grundeigentümer 
(den Grundeigentümern), dem Bestandnehmer oder 
sonst Verfügungsberechtigten oder einer Person, die 
den schädigenden Eingriff vornimmt oder veranlaßt, 
ohne vorausgehendes Verfahren und ohne Erlassung 
eines Bescheides jene Anordnungen treffen, die zur 
Schadensvermeidung unerläßlich sind.

(2) Bei Gefahr im Verzug sind die Organe der 
 Gemeinde berechtigt, Gegenstände, mit denen der 
schädigende Eingriff vorzunehmen beabsichtigt oder 
begonnen wird, vorläufig in Beschlag zu nehmen 
und so lange zu verwahren, bis kein Schaden mehr 
droht. Den Betroffenen ist über die erfolgte Beschlag-
nahme eine Bescheinigung auszustellen. Erfordert 
der  drohende Schaden eine über die Dauer von drei 
 Stunden hinausgehende Verwahrung, so ist in der 
 Bescheinigung jener Ort zu bezeichnen, an dem die 
verwahrten Gegenstände zur Abholung bereitliegen.

(3) Die Anordnungen und Maßnahmen gemäß
Abs. 1 und 2 sind erforderlichenfalls unter Anwendung 
von Zwang durchzusetzen.“

8. Nach der Bestimmung des § 3 b ist folgender § 3 c 
neu einzufügen:

„§ 3 c
Mitwirkung sonstiger Organe

Die Bundesgendarmerie und die Bundespolizei-
behörden haben den nach diesem Gesetz zuständi-
gen Behörden und Organen über deren Ersuchen 
zur  Sicherung der Ausübung der Kontrollbefugnisse 
im Rahmen ihres gesetzmäßigen Wirkungsbereiches 
Hilfe zu leisten.“

9. § 6 hat zu lauten:
„§ 6

Strafbestimmungen

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht, wer
1. die Erhaltungspflicht gemäß § 3 Abs. 1 verletzt,
2. anzeigepflichtige Maßnahmen gemäß § 3 Abs. 2 

ohne Anzeige und vor Entscheidung durch die 
Behörde bzw. vor Ablauf der in § 2 Abs. 2 lit. b fest-
gelegten Frist durchführt,

3. den Verboten gemäß § 3 Abs. 3 zuwiderhandelt,
4. die Anzeigepflicht gemäß § 3 Abs. 5 verletzt,
5. den Zutritt gemäß § 3 a Abs. 1 verweigert oder der 

Auskunftspflicht gemäß § 3 a Abs. 2 nicht nach-
kommt,

6. den Anordnungen gemäß § 3 b Abs. 1 nicht Folge 
leistet,

7. die im Zuge eines Anzeigeverfahrens oder nach-
träglich vorgeschriebene Ersatzpflanzung nicht 
vornimmt oder die statt der Ersatzpflanzung vor-
geschriebene Ausgleichsabgabe nicht ent richtet,

und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer 
Geldstrafe bis zu 100.000 Schilling und für den Fall der 
Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe von einem 
Tag bis zu sechs Wochen zu bestrafen, sofern die Tat 
nicht nach anderen Bestimmungen mit  strengerer 
Strafe bedroht ist.

(2) Wer die in Abs. 1 angeführten Verwaltungs-
übertretungen zu Erwerbszwecken begeht oder durch 
diese Verwaltungsübertretungen den Zielsetzungen 
dieses Gesetzes so bedeutend zuwiderhandelt, daß 
die gesetzten Maßnahmen einen nicht wiedergutzu-
machenden Schaden verursachen, ist mit einer Geld-
strafe von 5000 Schilling bis zu 150.000 Schilling, für 
den Fall der Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheits-
strafe von zwei Tagen bis zu sechs Wochen zu bestra-
fen.

(3) Werden Verwaltungsübertretungen im Zuge von 
Bauführungen begangen, so treffen die angedrohten 
Strafen auch den Bauführer und seinen Betriebsleiter.

(4) Der Versuch ist strafbar.
(5) Die Strafgelder fließen der Gemeinde zu und sind 

zur Anpflanzung von Bäumen im Gemeinde gebiet zu 
verwenden.“

10. Nach der Bestimmung des § 7 wird folgender
§ 7 a neu eingefügt:

„§ 7 a
Personenbezeichnungen

Alle Personenbezeichnungen, die in diesem Gesetz 
sprachlich in der männlichen Form gehalten sind, 
 gelten sinngemäß auch in der weiblichen Form.“
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Artikel II
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem der Kundmachung 
folgenden Monatsersten in Kraft.

(2) Am Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
 anhängige Strafverfahren sind nach der bisher gelten-
den Rechtslage zu beenden.

(3) Verordnungen auf Grund der Vorschriften dieses 
Gesetzes können bereits von dem seiner Kund machung 
folgenden Tag an erlassen und dürfen  frühestens mit 
dem in Abs. 1 bezeichneten Zeitpunkt in Kraft gesetzt 
werden.

 K r a i n e r  P ö l t l
 Landeshauptmann Landesrat

43.

Gesetz vom 24. Jänner 1995, mit dem das
Gesetz vom 27. Jänner 1965 über die Haustor-
sperre und die Hausbeleuchtung im Gebiete der
          Landeshauptstadt Graz geändert wird

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen:

Das Gesetz vom 27. Jänner 1965, LGBl. Nr. 65, 
über die Haustorsperre und die Hausbeleuchtung im 
 Gebiete der  Landeshauptstadt Graz wird wie folgt 
geändert:

Artikel I

§ 1 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Tore der im Gebiete der Landeshaupt-
stadt Graz bewohnten Häuser müssen in der Zeit vom
1. April bis 30. September ab 21 Uhr, in der Zeit vom
1. Oktober bis 31. März ab 20 Uhr bis 6 Uhr gesperrt 
sein. Als gesperrt im Sinne dieses Gesetzes gelten 
auch jene Haustore, die durch eine Türschließanlage 
mit Sprechverbindung gesichert sind.“

Artikel II

Dieses Gesetz tritt mit dem der Kundmachung 
 folgenden Tag in Kraft.

 K r a i n e r  S c h a c h n e r- B l a z i z e k
 Landeshauptmann Erster Landeshauptmannstellvertreter

44.

Verordnung der Steiermärkischen Landes-
regierung vom 8. Mai 1995, mit der die 
Anlage zu § 2 der Geschäftsordnung der Steier-
märkischen Landesregierung (Geschäftsver-
teilung der Mitglieder der Steiermärkischen
 Landesregierung) geändert wird

Auf  Grund des Artikels 103 Abs. 2 des B-VG 1920
in der Fassung von 1929, des § 3 Abs. 1 des B-VG 
 be treffend die Grundsätze für die Einrichtung und 
Geschäftsführung der Ämter der Landesregierungen 

außer Wien, BGBl. Nr. 289/1925, des § 7 Abs. 4 und des 
§ 30 des L-VG 1960, LGBl. Nr. 1, zuletzt in der Fassung 
LGBl. Nr. 4/1995, wird verordnet:

Artikel I

Die Anlage zu § 2 der Geschäftsordnung der Stei-
ermärkischen Landesregierung (Geschäftsverteilung 
der Mitglieder der Steiermärkischen Landesregie-
rung), LGBl. Nr. 109/1993, zuletzt in der Fassung LGBl.
Nr. 4/1995, wird wie folgt geändert:

1. Im Abschnitt „A. Landeshauptmann Dr. Josef 
Krainer“ wird folgende Z. 15 angefügt:

„15. Der Geschäftsbereich der Abteilung Landes-
museum Joanneum“.

2. Im Abschnitt „A. Landeshauptmann Dr. Josef 
Krainer“ lautet die Z. 5:

„5. Der Geschäftsbereich der Rechtsabteilung 6 mit 
Ausnahme der Jugendförderung, der Betreu-
ung der Elternvereine und Schülerbeiräte, der 
An gelegenheiten der Arbeitsgemeinschaft Volks-
tanz, der Jugendherbergen, der Landesschüler-
heime, der Beihilfen des Landes Steiermark für 
Schüler in Internaten, der Förderung steirischer 
Privatschülerheime, der Baukostenbeiträge zur 
Errichtung von Heimen für Hochschüler und der 
Landesstudentenheime sowie der Naturschutz-
angelegenheiten, des Schischul- und Bergführer-
wesens, der Steiermärkischen Berg- und Natur-
wacht und des internationalen Handels mit gefähr-
deten Arten freilebender Tiere und  Pflanzen.“

3. Im Abschnitt „B. Univ.-Prof. DDr. Schachner-
 Blazizek“ lautet die Z. 1:

„1. Aus dem Geschäftsbereich der Rechtsabteilung 6 
die Jugendförderung, die Betreuung der Eltern-
vereine und Schülerbeiräte, die Angelegenheiten 
der Arbeitsgemeinschaft Volkstanz, die Jugend-
herbergen, die Landesschülerheime, die Beihilfen 
des Landes Steiermark für Schüler in Internaten, 
die Förderung steirischer Privatschülerheime, die 
Baukostenbeiträge zur Errichtung von Heimen für 
Hochschüler und die Landesstudentenheime.“

4. Im Abschnitt „D. Landesrat Dr. Gerhard Hirsch-
mann“ lautet die Z. 4:

„4. Aus dem Geschäftsbereich der Rechtsabteilung 6 
die Naturschutzangelegenheiten, das Schischul- 
und Bergführerwesen, die Steiermärkische Berg- 
und Naturwacht und der internationale Handel 
mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und 
Pflanzen.“

Artikel II

Die Verordnung tritt mit dem der Kundmachung 
 folgenden Tag in Kraft.

Für die Steiermärkische Landesregierung:
Der Landeshauptmann:

K r a i n e r
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45.

Verordnung der Steiermärkischen Landes-
regierung vom 24. April 1995 über die 
 Festsetzung des Pensionssicherungsbeitrages
(Pensionssicherungsbeitragsverordnung 1995 –
 PensSB-V/1995)

Auf Grund des § 13 c des Pensionsgesetzes 1965, 
LGBl. Nr. 11/1995, wird verordnet:

§ 1

Die Höhe des Pensionssicherungsbeitrages wird mit 
0,07 % festgesetzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1995 in Kraft.

Für die Steiermärkische Landesregierung:
Der Landeshauptmann:

K r a i n e r

P. b. b.
Erscheinungsort Graz
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